
Aktenzeichen: 8 AZR 134/92 Bundesarbeitsgericht 8. Senat

I. Arbeitsgericht Berlin

Urteil vom 10. Dezember 1992- 8 AZR 134/92 -
Urteil vom 24. September 1991
- 61 A Ca 11846/91 -

II. Landesarbeitsgericht Berlin
Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Urteil vom 03. Februar 1992 - 12 Sa 84/91 -

Entscheidungsstichwort:
Mutterschutz für Alleinerziehende - AGB-DDR 1990

Gesetz:
AGB-DDR 1990 § 58; Einigungsvertrag Anlage I Kapitel XIX 
Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 Abs. 2 Satz 5; ZPO § 256

Leitsatz:
Der vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG Urteil vom 24. April 
1991 - 1 BvR 1341/90 - BVerfGE 84, 133) bezeichnete Mutter­
schutz erfaßt Schwangere sowie Mütter, sofern das Kind vor 
dem 1. Januar 1991 geboren wurde, während des Wochenurlaubs 
von 20 bzw. 22 Wochen Dauer (§ 244 Abs. 1 AGB-DDR 1990)

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


8 AZR 134/92
12 Sa 84/91 Berlin Im Namen des Volkes!Verkündet am 10. Dezember 1992 UrteilSiegel,
Amtsinspektorin als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

PP-

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 10. Dezember 1992 durch die Vize­
präsidentin Michels-Holl, die Richter Dr. Ascheid und
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Dr.Müller-Glöge sowie die ehrenamtlichen Richter Witten­
dorfer und Dr. Gaber für Recht erkannt:

1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Berlin vom 3. Februar 
1992 - 12 Sa 84/91 - wird zurückgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu 
tragen.
V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, wann das Arbeitsverhältnis 
der Klägerin gemäß Art. 20 Abs. 1 Einigungsvertrag i.Verb.m. An­
lage I Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 Absatz 3 in 
Verbindung mit Absatz 2 Satz 5 (fortan: Abs. 2 Satz 5 Einigungs­
vertrag) geendet hat.

Die Klägerin war seit dem 1. April 1990 beim Stadtbezirksge­
richt Berlin- als Sachbearbeiterin beschäftigt. Zum Zeit­
punkt des Beitritts der ehemaligen DDR zur Bundesrepublik 
Deutschland war die Klägerin alleinstehend und hatte ein zweijäh­
riges Kind.

Das Stadtbezirksgericht Berlin- ist vom beklagten Land
nicht überführt worden. Die Klägerin ist der Auffassung, sie ge­
höre zu dem Personenkreis, gegenüber dem die automatische Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses nach dem Urteil des Bundesverfas­
sungsgerichts vom 24. April 1991 (- 1 BvR 1341/90 - BVerfGE 84, 
133) verfassungswidrig und damit unwirksam sei.
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Die Klägerin hat zunächst beantragt festzustellen, daß das 
Arbeitsverhältnis zwischen den Parteien über den 2. April 1991 
hinaus unbefristet fortbestehe. In der mündlichen Verhandlung vom
3. September 1991 hat sie den Antrag beschränkt und nur noch 
Feststellung begehrt, daß das Arbeitsverhältnis bis zum 31. Au­
gust 1991 fortbestanden habe.

Das beklagte Land hat Klagabweisung beantragt. Es hat gel­
tend gemacht, das Arbeitsverhältnis der Klägerin habe mit Ablauf 
des 2. April 1991 geendet.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben.

Das Landesarbeitsgericht hat unter Abänderung des erstin­
stanzlichen Urteils die Klage abgewiesen. Hiergegen richtet sich 
die Revision der Klägerin.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet.

I. Die Klage ist als Feststellungsklage nicht deshalb unzuläs­
sig, weil es der Klägerin zum Zeitpunkt der letzten mündlichen 
Verhandlung vor dem Tatsachengericht möglich gewesen wäre, ihren 
restlichen Vergütungsanspruch zu beziffern. Das besondere Rechts­
schutzinteresse, statt auf Leistung zulässig auf Feststellung 
klagen zu können, muß dann nicht gegeben sein, wenn auch eine aus
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dem gleichen Sachverhalt hergeleitete bezifferte Leistungsklage- 
als unbegründet abzuweisen wäre. Das Urteil, mit dem eine Lei­
stungsklage abgewiesen wird, ist ein negatives Feststellungsur­
teil. Das Feststellungsinteresse ist daher echte Prozeßvorausset­
zung nur für das stattgebende Urteil (RGZ 158, 145, 152; BGHZ 11, 
222, 225; 12, 308, 316; BGH Urteile vom 14. März 1978 - VI ZR 
68/76 -, 19. November 1971 - I ZR 72/70 - und 27. November 1957 
- IV ZR 121/57 - NJW 1978, 2031; 1972, 198; 1958, 384; Zoller/ 
Stephan, ZPO, 17. Aufl., § 256 Rz 7; Stein/Jonas/Schumann, ZPO, 
20. Aufl., Vorbem. § 253 Rz 129, 130; § 256 Rz 120). Im vorlie^- 
genden Fall wäre eine Leistungsklage aus Rechtsgründen unbegrün­
det, so daß auch die Feststellungsklage als unbegründet abzu­
weisen ist.

II.1. Das Landesarbeitsgericht hat zu Recht angenommen, daß das 
Arbeitsverhältnis der Klägerin gemäß Abs. 2 Satz 5 Einigungsver­
trag geendet hat. Die Klägerin gehört nicht zu dem Personenkreis, 
der nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
24. April 1991 (- 1 BvR 1341/90 - BVerfGE 84, 133, 155 f.) von 
der Rechtsfolge des Abs. 2 Satz 5 Einigungsvertrag ausgenommen 
ist. Nach dem Leitsatz dieser Entscheidung sind die Regelungen 
des Einigungsvertrages, nach der Arbeitsverhältnisse von Beschäf­
tigten bei abzuwickelnden öffentlichen Einrichtungen zum Ruhen 
gebracht und befristet werden, mit dem Grundgesetz unvereinbar 
und nichtig, soweit dadurch die Kündigungsvorschriften des Mut­
terschutzrechts durchbrochen werden. Die besondere Lage von 
Schwerbehinderten, älteren Arbeitnehmern, Alleinerziehenden und
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anderen in ähnlicher Weise Betroffenen muß bei der Besetzung von 
Stellen im öffentlichen Dienst berücksichtigt werden.

In den Entscheidungsgründen hat das Bundesverfassungsgericht 
dazu ausgeführt, die angegriffene Regelung sei mit Art. 12 Abs. 1
1. Verb.m. Art. 6 Abs. 4 GG insoweit unvereinbar und nichtig, als 
dadurch die Kündigungsvorschriften im Bereich des Mutterschutz­
rechts durchbrochen werden. Für Schwangere und Mütter nach der 
Entbindung stelle die angegriffene Regelung eine unzumutbare Här­
te dar. Ihnen gegenüber könne der Eingriff auch durch die wich­
tigen Gemeinschaftsgüter nicht gerechtfertigt werden, deren 
Schutz die angegriffene Regelung diene. Das Grundgesetz gewähre 
ihnen in Art. 6 Abs. 4 einen Anspruch auf den Schutz und die 
Fürsorge der Gemeinschaft (vgl. BVerfGE 32, 273, 277; 52, 357, 
365). Der Gesetzgeber habe ihre Arbeitsverhältnisse nicht ohne 
weiteres beenden und sie von einem Tag auf den anderen in eine 
Lage bringen dürfen, die der Arbeitslosigkeit zumindest nahe­
komme. Dem Schutzauftrag des Art. 6 Abs. 4 GG trage das geltende 
Mutterschutzrecht durch Kündigungsverbote Rechnung. Entge­
genstehende Arbeitgeberinteressen müßten weitgehend zurückstehen 
(vgl. BVerfGE 52, 357, 367). Wie weit diese Regelungen im einzel­
nen verfassungsrechtlich geboten seien, könne dahingestellt blei­
ben. Ohne wirksamen arbeitsrechtlichen Kündigungsschutz dürften 
Schwangere und Mütter nach der Entbindung jedenfalls nicht blei­
ben. Das gebiete Art. 6 Abs. 4 GG.

2. Unter Zugrundelegung dieser Rechtslage ruhten in diesen Fäl­
len die Arbeitsverhältnisse der in der abzuwickelnden (Teil-)
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-  6 -

Einrichtung Beschäftigten gemäß Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A 
Abschnitt III Nr. 1 Abs. 2 oder 3 Einigungsvertrag ab dem 3. Ok­
tober 1990, sofern und soweit nicht durch eine Entscheidung der 
Beginn des Rühens der Arbeitsverhältnisse um bis zu drei Monate 
hinausgeschoben war oder dies die Kündigungsvorschriften des Mut­
terschutzrechts durchbrochen hätte. Kündigungsvorschriften im 
Sinne des Mutterschutzrechts sind die durch Art. 6 Abs. 4 GG 
(vgl. dazu Dieterich, RdA 1992, 330, 333) getragenen Kündigungs­
verbote während der Schwangerschaft und den auf die Entbindung 
folgenden Wochen der besonderen Schutzbedürftigkeit der Mutter. 
Demzufolge sind nach der befristet weitergeltenden DDR-Rechtslage 
(Anlage II Kapitel VIII Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 
Buchst, b Einigungsvertrag) Schwangere und Mütter während des 
Wochenurlaubs von 20 bzw. 22 Wochen Dauer (§ 244 Abs. 1 AGB-DDR 
1990) vor einer Kündigung und damit auch den Folgen der Abwick­
lung ihrer Beschäftigungseinrichtung geschützt. Für die nach dem 
31. Dezember 1990 geborenen Kinder gelten die Bestimmungen des 
Mutterschutzgesetzes. Geschützt sind Schwangere und Mütter bis 
zum Ablauf von vier Monaten nach der Entbindung.

Michels-Holl Dr. Ascheid Dr. Müller-Glöge
Wittendorfer Dr. Gaber
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